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Energiewende jetzt! 
Bielefeld steigt aus! So oder so!
Initiative für ein Bürgerbegehren: Ausstieg der Stadtwerke Bielefeld aus der
Nutzung der Atomenergie, wie geplant bis 2018!
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Sehr geehrter Herr Ober-
bürgermeister Pit Clausen,
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jetzt!
Atomausstieg bis 2018
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Grundschulen
vor Ort erhalten!
Positionen zur Schulpolitik in
Bielefeld
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Im September 2010 wurde von Gerd
Bobermin (Vorsitzender der Wählerge-
meinschaft BÜRGERNÄHE), Christi-
an Heißenberg (Geschäftsführer der
Ratsgruppe BÜRGERNÄHE und Mar-
tin Schmelz (Sprecher der Ratsgruppe
BÜRGERNÄHE) das Bürgerbegehren
Stadtwerke Bielefeld: Atomausstieg
bis 2018! Energiewende jetzt!  initi-
iert.

Die Unterzeichnenden beantragen, dass
folgende Angelegenheit der Stadt Bie-
lefeld zum Bürgerentscheid gestellt
wird:

"Die Stadtwerke Bielefeld GmbH sol-
len bei einem Beschluss der Bundes-
regierung für eine Laufzeitverlänge-
rung für Atomkraftwerke ihre Anteile
am AKW Grohnde verkaufen, und ab
Mitte 2018 auf jede Nutzung von
Atomstrom verzichten."

Im Juni 2000 haben die damalige Bun-
desregierung (SPD und Bündnis 90/Die
Grünen) und die Stromkonzerne ge-
meinsam den Ausstieg aus der Kern-
energie beschlossen. 

Die Stadtwerke Bielefeld sind am
Atomkraftwerk Grohnde zu 16.67 %
beteiligt und beziehen von dort 53%
ihres Stroms. Nach dem Atomaus-
stiegsbeschluss soll das Kraftwerk
Grohnde Mitte 2018 abgeschaltet wer-
den.

Auslösender Hintergrund für dieses
Bürgerbegehren war die Ratssitzung
am 8. Juli 2010. Hier stand wieder ein-
mal der Rückkauf der 49,9% Anteile
der Stadtwerke Bielefeld GmbH von
Bremen auf der Tagesordnung. Dazu
stellte BÜRGERNÄHE den folgenden
Änderungsantrag:

„Der Rat der Stadt Bielefeld wird, un-
abhängig von den Beschlüssen der der-
zeitigen Bundesregierung zum Atom-
ausstieg, als Alleingesellschafter der
SWB GmbH im Unternehmen die Wei-
chen stellen für eine nachhaltige und
an den Klimaschutzzielen der EU ori-
entierten Energieversorgung und einer
Stromerzeugung für die Region, die ab
2018 ohne Atomstrom auskommt.“

Martin Schmelz, Sprecher der Rats-

die Enttäuschung und Wut über den Atomaus-
stiegsbeschluss der Bundesregierung, Stutt-
gart 21 und die laufenden Bürgerbegehren in
Bielefeld machen deutlich, dass in der Bevölke-
rung ein großes Interesse an echter Beteiligung
und Mitentscheidung besteht.

Der Protest der Eltern über die aktuelle Schul-
entwicklungsplanung ist ein Beispiel dafür,
dass es in Politik und Verwaltung derzeit an
Transparenz bei Planungen und praktizierter
Bürgernähe mangelt. Ignoriert Politik und Ver-
waltung diese neuen Bürgerbewegungen, wer-
den sich zukünftig noch weniger Menschen vor
den „Wahlkampfkarren“ spannen lassen und
sich an Wahlen beteiligen. Ein Grund ist, dass
sie den etablierten Parteien nicht mehr trauen.
Die Proteste der außerparlamentarischen Oppo-
sition „auf der Straße“ werden zunehmen.

Bereits in Ihrer Antrittsrede zu Beginn dieser
Wahlperiode haben Sie zu Recht mit Betroffen-
heit auf die geringe Wahlbeteiligung hingewie-
sen. Sie haben darüber hinaus einige Ideen dar-
gestellt und initiiert, die genau dieser aufge-
zeigten Entwicklung entgegensteuern können.
Danach sollten Politik und Verwaltung im Rah-
men des Interessenausgleiches in unserer
Stadt den Bürgerinnen und Bürgern bei kommu-
nalen Entscheidungen mehr Beteiligungsmög-
lichkeiten bieten. Auch sollte die ehrenamtliche
Mitarbeit und das Engagement, gerade auch bei
Jugendlichen, stärker gefördert und neu initiiert
werden.

Bürgerbeteiligung bedeutet zwar zunächst
mehr Aufwand, um in den Verwaltungen ent-
sprechende Strukturen zu schaffen. Jedoch ist
der Gewinn an Effizienz in kommunalen Projek-
ten sowie an allgemeiner Akzeptanz nicht hoch
genug einzuschätzen. Es wäre schade, das
Wissen, die Kompetenzen und das Engagement
der Bielefelder Bürgerinnen und Bürger dauer-
haft ungenutzt zu lassen!

Die Möglichkeiten der Bürgerbeteiligung sind
erprobt und wissenschaftlich aufgearbeitet. Die
meisten Kommunen praktizieren bereits einzel-
ne Maßnahmen der Bürgerbeteiligung, so z.B.
auch Bielefeld bei der Neuplanung des Kessel-
brinks. 

Ein naheliegender Schritt sollte der Einstieg in
den „Bürgerhaushalt“ sein. Effektive Beteili-
gungsformen zu institutionalisieren und in die
Verwaltungsstrukturen einzubauen sind wich-
tig, um eine dauerhafte Bürgerbeteiligung zu er-
reichen. Als Referenzen sind hier das „Forum
Bürgerstadt Leipzig“ zu nennen, sowie die „Stif-
tung Mitarbeit“, die das Thema Bürgerbeteili-
gung wissenschaftlich bearbeitet und Kommu-
nen berät.

Herr Oberbürgermeister, unsere Initiative ist an
Sie persönlich gerichtet. Als Initiator des "Biele-
feld-Paktes"  stehen Sie als „Bindeglied“
zwischen BürgerInnen, Politik und Verwaltung
an der richtigen Stelle, um für mehr
Bürgerbeteiligung und Förderung des
Ehrenamtes in unserer Stadt einzutreten. So
können Sie mehr Bürgerinnen und Bürger mit-
nehmen, aktive Demokratie zu leben und ge-
meinsam unsere Zukunft zu gestalten.

Mit freundlichen Grüßen
Ihre Ratsgruppe BÜRGERNÄHE

gruppe erklärte, dass auch BÜRGER-
NÄHE dem Rückkauf der Anteile an
der Stadtwerke Bielefeld GmbH von
Bremen zustimmen möchte, allerdings
auf der Basis des neutralen Gutachtens,
welches in dem Streit mit Bremen über
die Höhe des Kaufpreises erstellt wur-
de.

Dieses unabhängige Gutachten geht
bei der Ermittlung des Kaufpreises da-
von aus, dass das Kernkraftwerk
Grohnde Mitte 2018 abgeschaltet wer-
de.

In ihrem 2009 geschlossenen Vertrag
beabsichtigt jedoch die Bielefelder
Ampelkoalition aus SPD, Bündnis
90/Die Grünen und FDP, dass die
Stadtwerke Bielefeld auch über 2018
hinaus die Atomenergie aus Grohn-
de nutzen dürfen. Dieser Beschluss
über die Weiternutzung der Atomener-
gie von den Bielefelder Stadtwerken
über 2018 hinaus steht im krassen Wi-
derspruch zu einem 2009, noch vor der
Kommunalwahl gefassten Ratsbe-
schluss! Fortsetzung auf Seite 2 
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Um weitere Auseinandersetzungen
über die Höhe des Rückkaufpreises
der Stadtwerkeanteile von Bremen
zu verhindern, hätte sich auch die
Bielefelder Ampelkoalition eindeutig
auf den Ausstieg der Stadtwerke Bie-
lefeld GmbH aus der Atomenergie
bis 2018 festlegen müssen.

SPD, Grüne und FDP sollten nicht wei-
ter  auf die Möglichkeit der Laufzeit-
verlängerung von Atomkraftwerken,
wie sie in Berlin derzeitig von der
schwarz/gelben Bundesregierung über-
legt wird, spekulieren. 

Um wirklich nur den von einem neu-
tralen Gutachter ermittelten Rückkauf-
preis für die Stadtwerkeanteile von
Bremen von 109,2 Millionen Euro zah-
len zu müssen, stehen die Stadtwerke
in der Pflicht, jetzt zeitnah ihr Energie-
konzept bis 2050 vorzulegen. Statt
auch über 2018 hinaus auf die ge-
fährliche und risikoreiche Nutzung
von Atomstrom zu setzen, sind heute
kostenaufwendige Investitionen in
die Nutzung von erneuerbaren Ener-
gien zu tätigen. Erst dadurch ist der in
dem Gutachten ermittelte Kaufpreis
kein „Schnäppchenpreis“, sondern
nachvollziehbar gerechtfertigt.

Herr Nettelstroth (CDU-Fraktion) ver-
trat in der Ratssitzung unter dem Ge-
sichtspunkt der Rentabilität für seine
Fraktion die Auffassung, dass der
Atomstrom so lange genutzt werden
sollte, wie die Sicherheit der Kern-
kraftwerke gewährleistet sei. Insgesamt
werde seine Fraktion der Frage der
Rentabilität besondere Aufmerksam-
keit widmen. Den Antrag von BÜR-
GERNÄHE für den Atomausstieg der
Stadtwerke Bielefeld hat seine Fraktion
abgelehnt. 

Herr Fortmeier (SPD-Fraktion) meinte,
dass das von BÜRGERNÄHE gefor-

derte Energiekonzept voraussichtlich im
Herbst 2010 von den Stadtwerken vor-
gelegt werde, so dass seine Fraktion
keine Notwendigkeit für eine Ratsent-
scheidung zur Weiternutzung des Atom-
stroms aus Grohnde sehe. Auch die SPD
hat dem Antrag nicht zugestimmt

Frau Dr. Schulze (Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen) meinte in der Ratssitzung,
dass, wenn BÜRGERNÄHE ihren An-
trag nicht zurücknehmen werde, auch
ihre Fraktion den Antrag ablehne! 

Trotz der Argumentation  von Martin
Schmelz, dass bei einer Verlängerung
der Laufzeit neue Investitionen in das
Kernkraftwerk Grohnde notwendig
würden, wurde sein Ratsantrag bei  Ja-
Stimmen von BÜRGERNÄHE und den
Linken mit großer Mehrheit abgelehnt! 

Übrigens vermarkten die Stadtwer-
ke Bielefeld ihren Strom zu jeweils
rund einem Drittel in Bielefeld, in

Deutschland erlebt gerade den größten Umbau der Strom-
wirtschaft seit Beginn der Elektrifizierung vor 130 Jahren.
Die Solarenergie schmälert inzwischen die Gewinne der
großen Stromkonzerne, die Kohle- und Atomkraftwerke be-
treiben. Der Preis an der Strombörse ist aufgrund des zu den
Mittagszeiten besonders hohen Solar-Stromanteils, kaum

noch höher, als zu
anderen Tageszei-
ten. Und das trotz
des hohen Strom-
bedarfs in diesen
Stunden. 

Der Weg von Koh-
le und Atom hin zu
den erneuerbaren
Energien ist auch
für unsere Bielefel-
der Stadtwerke
eine große Aufga-
be! Sie kostet
zwangsläufig viel
Geld, lohnt sich
aber schon heute.
Unsere Vorfahren
haben große An-
strengungen auf
sich genommen,

um das jetzige Stromnetz aufzu-
bauen. Wir haben heute die Ver-
pflichtung gegenüber unseren
nachfolgenden Generationen, den
ökologischen Wandel voranzutrei-
ben. 

Am Umbau der Energieversor-
gung geht aus vielen Gründen
kein Weg vorbei. Fossile Rohstof-
fe werden knapper und damit teu-
rer. Die Entsorgung des Atom-
mülls ist nirgends auf der Welt  gelöst. Das Weltklima kann
die Energiepolitik der letzten Jahrzehnte nicht länger ver-
kraften. Ökologische Fortschritte durch neue, saubere Ener-
gien sind also dringend nötig. 

Die Investitionen in Wind- und Solarenergienutzung haben
bisher schon einige hunderttausend Arbeitsplätze geschaf-
fen. Schon deshalb sind sie auch aus rein ökonomischen
Gründen sinnvoll. Ist eine Solaranlage abgeschrieben, kann
sie Strom für 1,5 Cent je Kilowattstunde erzeugen. 

Deshalb  ist der heutige Aufbau von Ökokraftwerken
auch eine Investition für bezahlbaren Strom in der
Zukunft!  Dies sollte uns heute einige Euro im Monat wert
sein!

Das klingt vielleicht für die Menschen zynisch, die heute
schon Probleme haben, ihre Stromrechnung zu bezahlen.

Unterschriftensammlung in der Fußgängerzone

der Region und auf dem nationa-
len Markt! 

Was können wir  jetzt tun?
Der Vorteil kommunaler Energieer-
zeugungsunternehmen ist, dass wir
Bielefelder Bürgerinnen und Bürger
über das zukünftige Energieerzeu-
gungskonzept unserer Stadtwerke
mitentscheiden können, und zwar
unabhängig von den Beschlüssen
der Bundesregierung für eine Lauf-
zeitverlängerung von Atomkraft-
werken.
Wir rufen alle Bürgerinnen und
Bürger deshalb auf, sich an dem
Bürgerbegehren zu beteiligen! 

Diesem Ratsinfo liegt
eine Unterschriften-
liste bei!

Deshalb ist es wichtig, in der Diskussion um die Kosten für
Investitionen in erneuerbare Energien, zwischen den Kosten
der Energiewende und einer menschenwürdigen Sozialpoli-
tik klar zu unterscheiden. Denn zynisch ist eine Sozialpoli-
tik, die kein menschenwürdiges Leben ermöglicht! 

Eine Aufgabe der Umweltpolitik ist es, die erneuerbaren
Energien voranzubringen. Dabei müssen auch die Stromver-
braucher in die Pflicht genommen werden. Aufgabe der So-
zialpolitik ist es, entstehende Härten abzumildern und
Transferleistungen, wo nötig, anzupassen. Wenn das ge-
schieht, kann man auch offen aussprechen, was bei man-
chen als unsozial gilt: Energie ist zurzeit noch viel zu billig
zu haben! 

Steigende Strompreise können nicht nur den Ausbau der er-
neuerbaren Energien unterstützen, sondern gleichzeitig auch
den sparsamen Umgang damit fördern.

Initiative für ein Bürgerbegehren für den Ausstieg der Stadtwerke Bielefeld
aus der Nutzung der Atomenergie, wie geplant bis 2018! (Fortsetzung  von Seite 1)

Der Aufbau von Ökokraftwerken:
Eine Investition für bezahlbaren
Strom in der Zukunft!

11.000 Unterschriften
erfordern schon sehr
viel Einsatz! 
Das Bürgerbegehren für den Atomaus-
stieg der Stadtwerke Bielefeld ist ein
initiierendes Bürgerbegehren. Deshalb
gibt es keine Frist für das Einreichen
der Unterschriftenlisten. 

Wichtig ist, dass wir mit Sicherheit
rund 11.000 gültige Unterschriften vor-
legen können, damit der Stadtrat sich
mit dem Inhalt des Bürgerbegehrens
befassen muss!

Wir gehen davon aus, dass wir dafür
noch 2-3 Monate sammeln müssen! Je
schneller wir allerdings die benötigten
oder sogar noch mehr Unterschriften
haben, desto höher ist der politische
Druck!

Auf den Unterschriftenlisten befinden
sich die Adressen der Initiatoren. An
diese können die Listen mit einer oder
mehreren Unterschriften gesendet
werden. Sie können die Listen auch im
Alten Rathaus im Büro von BÜRGER-
NÄHE, Zimmer Nr.13, montags 10-13
Uhr und mittwochs 15-18 Uhr zu den
Sprechzeiten abgeben.

Dort können auch weitere Unterschrif-
tenlisten angefordert oder abgeholt
werden, oder direkt über die Homepa-
ge herunter geladen werden!

Kontakt: Tel. 51 50 77 oder
www.bielefeld-steigt-aus.de
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In Bielefeld hat sich im Septem-
ber 2010 unter Beteiligung von
BÜRGERNÄHE ein breites Bünd-
nis für den Ausstieg aus der Nut-
zung der Atomenergie gegründet.
Das Aktionsbündnis setzt sich für
das Abschalten von Atomkraft-
werken und gegen jegliche Lauf-
zeitverlängerung für AKWs ein.

Die weitere Nutzung der Atom-
energie ist gefährlich und ein
unkalkulierbares Risiko. Der Ab-
bau von Uran, die Transporte und
die Entsorgung des hochradioak-
tiven Mülls sind Gefahren für
Menschen und Umwelt. Eine
Laufzeitverlängerung von Atom-
kraftwerken würde die Energie-
wende hin zur Nutzung von Er-
neuerbaren Energien blockieren.

Das Aktionsbündnis unterstützt
die bundesweiten und regionalen
Aktionen gegen die geplante
Laufzeitverlängerung für AKWs

Aktionsbündnis „Bielefeld steigt aus!“

der Bundesregierung.  Deshalb
wird zur Teilnahme an allen Pro-
testen und an den bundesweiten
Demonstrationen aufgerufen!

Auf lokaler Ebene fordert das Ak-
tionsbündnis die Stadtwerke Bie-
lefeld auf, umgehend der Öffent-
lichkeit ihr Energiekonzept bis
2030 vorzustellen, und wie ge-
plant, ab Mitte 2018, auf jede Nut-
zung von Atomstrom zu verzich-
ten.

Bei einem Beschluss des Bun-
destags für eine Laufzeitverlän-
gerung von Atomkraftwerken
sollen die Stadtwerke Bielefeld
ihre Anteile am AKW Grohnde
verkaufen.

Andernfalls laufen sie Gefahr,
dass sie weitere Kunden an
Energieanbieter verlieren, wel-
che bereits heute ausschließlich
Erneuerbare Energien nutzen

wollen.

Das Aktionsbündnis unter-
stützt das laufende Bürger-
begehren „ Stadtwerke Bie-
lefeld: Atomausstieg bis
2018! Energiewende jetzt“

Das Aktionsbündnis setzt
sich ein, für eine kommuna-
le und regionale Energie-
wende, für die Steigerung
der Energieeffizienz und für
Energiesparmaßnahmen.
Aufgrund des Klimawandels
und der immer knapper wer-
denden Ressourcen der
endlichen Energiequellen
ist ein Umsteuern dringend
erforderlich.

Mit Aktionen, Veranstaltun-
gen und Protesten sollen noch
mehr Menschen gewonnen wer-
den, sich aktiv für die Ziele ein-
setzen.

Gegründet von: 
BUND Bielefeld; IPPNW Bielefeld;
Naturfreundejugend Bielefeld;
Transition Town Bielefeld; Attac
Bielefeld.

Unterstützer:
BÜRGERNÄHE; Die Linke Biele-
feld; Grüne Jugend Bielefeld; Initi-
ative gegen B 66 n; Mütter gegen
Atomkraft.
Ansprechpartner sind: 
Dr. Angelika Claussen und Cars-
ten Strauch 

Kontakt:

info@bielefeld-steigt-aus.de

www.bielefeld-steigt-aus.de 

BÜRGERNÄHE möchte erreichen,
dass die Bürgerinnen und Bürger
auch über den städtischen Haushalt
mitentscheiden können! Ein solcher
„Bürgerhaushalt“ wird schon seit
mehreren Jahren von der Stadt Köln
praktiziert.

Die Stadt Bielefeld hat im Jahr 2009
Kredite im Volumen von rund 42,8
Mio. € aufgenommen und darf für
2010, mit Genehmigung der Bezirks-
regierung, nur ca. weitere 10,7 Mio.
€ aufnehmen. Jedoch kann dieser
Kreditrahmen nur bei einer besonde-
ren Dringlichkeit oder unaufschieb-
baren Investitionen erweitert werden. 

Da aus Sicht von BÜRGERNÄHE
einige in den Verwaltungsvorlagen
aufgeführte Maßnahmen, wie z.B.
der Neubau des Technischen Dienst-
leistungszentrums, keine unauf-
schiebbaren Investitionen sind, ha-
ben wir bisher dem Haushalt nicht
zugestimmt. Nebenbei bemerkt steht

der Neubau des Technischen Dienst-
leistungszentrums unter den „unren-
tierlichen“ Haushaltsmaßnahmen! 

Geplante Maßnahmen, wie der 4-
spurige Neubau der Herforder Straße
und der Neubau der Grafenheider
Straße (ca. 20.0 Mio €) finden wir
völlig unnötig, unter anderem auch
aufgrund der demographischen Ent-
wicklung sowie sinkender Verkehrs-
zahlen. Mit der Zustimmung zu sol-
chen Maßnahmen machen sich die
Bielefelder Ampelkoalition aus SPD,
Grünen und FDP und die Bezirksre-
gierung bezüglich ihrer Bestrebungen
zur Haushaltskonsolidierung un-
glaubwürdig.  

Aufgrund des Reparatur- und In-
standsetzungsstaus im Bielefelder
Straßennetz von 310 Mio. € müssten
alle Planungen für den Neu- und
Ausbau von Straßen umgehend ein-
gestellt werden. Unser diesbezügli-
che Antrag wurde im Stadtentwick-

lungsausschuss abgelehnt!

Allein die angespannte Haushaltslage
macht es erforderlich, auf den Neu-
und Ausbau von Straßen zu verzich-
ten. Der Gesamtaufwand zur nach-
haltigen Sanierung der Winterschä-
den 2009/2010 auf den Bielefelder
Straßen erreicht annähernd die Sum-
me von rund 18 Mio €. In der aktuel-
len Haushaltsplanung stehen jedoch
für diese Sanierung nur 3,586 Mio €
zur Verfügung. Deshalb können
schon jetzt diese aktuellen Winter-
schäden nicht zeitnah beseitigt wer-
den, so dass erhebliche Folgeschäden
zu erwarten sind. Vorrangig vor dem
Neu- und Ausbau von Straßen muss
deshalb der Erhalt des vorhandenen
Straßennetzes stehen. 

Allein diese Zahlen sind ein Beleg
dafür, dass Bielefeld von einer soli-
den Haushaltsplanung noch weit
entfernt ist!

BÜRGERNÄHE zum Doppelhaushalt 20010/2011

Was ist uns wichtig? 
Was können wir uns noch leisten?

Was kostet die 
Energiewende wirklich?
Der Ausbau der Nutzung von erneuerbaren
Energien hat an der Strombörse zu sinkenden
Preisen geführt. Nach Berechnungen der Bun-
desnetzagentur müsste dadurch der Strompreis
für die Haushalte etwa um einen halben Cent
pro Kilowattstunde sinken. Von den Kosten der
Umlage für die Einspeisung von Sonnen- und
Windstrom nach dem Erneuerbaren Energiege-
setz (EEG) von 1,5 Cent dürfte am Ende nur
noch ein Cent für die Kunden übrig bleiben.
Dieser Preis sollte uns der Atomausstieg wert
sein!

Teure Atomkraft
Trotz der Umlage für alle Stromverbraucher auf-
grund des Erneuerbaren Energiegesetzes
(EEG) ist Ökostrom für den Steuerzahler günsti-
ger. Denn die staatlichen Subventionen für
Atom und Kohle sind höher. Atomkraft hat laut
dem Forum für Ökologisch-Soziale Markwirt-
schaft (FÖS)  in den letzten 60 Jahren 204 Milli-
arden Euro staatliche Subventionen erhalten.
Das sind 3 Euro je Monat pro Kopf. Darin ent-
halten sind Forschungsförderung, Steuerver-
günstigungen, u.a. bei Entsorgungsrückstellun-
gen für die Stilllegung von Atomkraftwerken
und die Kosten für die Atommülllager Asse II
und Morsleben enthalten. Hinzu kommen noch
die Subventionen für Braun- und Steinkohle.

Nach GREENPEACE wird jede Kilowattstunde
Atomstrom mit mindestens 4,3 Cent subventio-
niert. Damit war und ist Atomkraft nicht nur die
gefährlichste, sondern auch die teuerste Form
der Stromerzeugung. Die Erneuerbaren Energi-
en hinterlassen, im Gegensatz zu Atomstrom
und fossilen Energieträgern, keine hohen Fol-
gekosten, wie z.B. den sauren Regen und die
Rekultivierung des ostdeutschen Braunkohleta-
gebaus. Diese müssen mit unseren Steuergel-
dern und ohne die Beteiligung der großen
Strom-Konzerne finanziert werden! 

"Bezirksamtsleitungen in 
Sennestadt und in anderen
Stadtbezirken erhalten!"

BÜRGERNÄHE ist für den Erhalt der Bezirks-
amtsleitung in Sennestadt und den anderen
Stadtbezirken! 

„Das Bezirksamt in Sennestadt hat in der Ver-
gangenheit erfolgreich die notwendige Bürgernä-
he zum Bielefelder Rathaus hergestellt“ meint
Barbara Geilhaar, Ratsfrau von BÜRGERNÄ-
HE aus Sennestadt. „Und das muss auch so
bleiben, wenn
die Entfer-
nung zum
Bielefelder
Rathaus für
die BürgerIn-
nen in Sen-
nestadt nicht
noch mehr
zum Nachteil
werden soll!“

Trotz der angespannten Haushaltssituation
will BÜRGERNÄHE die leistungsfähigen Be-
zirksämter in Sennestadt und in anderen
Stadtteilen erhalten.
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Grundschulen vor Ort erhalten!

Fragwürdige „Schüt-
zenhilfe“  von Ampel-
koalition aus Detmold
angefordert?

Erst sollte das Schreiben aus Det-
mold vertraulich behandelt werden.
Am nächsten Tag stand es schon in
der Presse: eine fragwürdige Ein-
schätzung der Bezirksregierung
Detmold in Bezug auf die Zulässig-
keit des Bürgerbegehrens für den
Erhalt der Bielefelder Grundschu-
len!
BÜRGENÄHE fragt im Stadtrat
nach: “Auf welche Veranlassung hin,

hat die Bezirksregierung Detmold eine
rechtliche Bewertung des Bielefelder
Bürgerbegehrens gegen die geplanten
Grundschulschließungen abgegeben?
Wie kann es sein, dass die Verwaltung
von der Bezirksregierung trotz der kata-
strophalen Haushaltslage „grünes Licht“
für den Neubau des millionenteuren
Technischen Dienstleistungszentrums
bekommt, und gleichzeitig der Erhalt
ortsnaher Grundschulen untersagt
wird?“

Nach unseren Informationen haben
sich die Eltern für ihr Bürgerbegeh-
ren vom Rechtsamt der Stadt beraten
lassen. Eine solche Klärung soll im
Vorhinein vermeiden, dass eine Fra-

gestellung unzulässig ist, und die
Bürgerinnen und Bürger mit ihrem
Anliegen „ins Leere laufen“.

Ist eigentlich die Auslegung unse-
rer Gesetze so undurchsichtig,
dass sogar Kommunalpolitiker und
Juristen überfordert sind, in Sa-
chen Schulentwicklungsplanung
die demokratischen Entschei-
dungsspielräume richtig einzu-
schätzen? Wie ist unter solchen
Bedingungen die direkte Demokra-
tie in Form eines Bürgerbegehrens
noch praktizierbar? 

Martin Schmelz; Sprecher der Rats-
gruppe BÜRGERNÄHE

BÜRGERNÄHE ist gegen die Pläne von
SPD, Grünen und FDP, sechs Bielefelder
Grundschulen zum nächsten Schuljahr
schließen zu wollen! Unter anderem auf-
grund der noch nicht mit konkreten Inhal-
ten gefüllten Bildungspolitik der neuen
Landesregierung sind sowohl das Vorgehen
als auch der Zeitpunkt für eine Reform der
Bielefelder Grundschullandschaft völlig
falsch gewählt.

Beim Vorgehen der Verwaltung und der
interfraktionellen Arbeitsgruppe in Sa-
chen Schulentwicklungsplanung fehlt
wieder einmal die notwendige Bürgernä-
he!

Zuerst wurden die Fakten gesetzt und in
einem zweiten Schritt sollen in den
Stadtbezirken, in denen Schulen ge-
schlossen werden sollen, Projektgruppen
eingerichtet werden, welche die Grund-
schulschließungen qualitativ begleiten

sollen. Das umge-
kehrte Vorgehen,
gemeinsam mit
Schulen und El-
tern Schulent-
wicklung zu pla-
nen, macht Sinn
und führt zu all-
gemein tragfähi-
gen Beschlüssen.
Einzelne Schulen
nach dem Motto:
„Der letzte macht
das Licht aus!“
auslaufen zu las-
sen, ist dagegen
keine akzeptable
Planung.

Eine zukunftsfähige und dauerhaft
qualitativ hochwertige Grundschul-
landschaft lässt sich aus Sicht von
BÜRGERNÄHE nicht durch Verwal-
tungshandeln und politische Entschei-

dungen erreichen, sondern
vor allem durch das Engage-
ment von Lehrerinnen und
Lehrern vor Ort, unterstützt
durch engagierte Eltern. Wir
haben jahrelang kleinere
Klassen gefordert, und jetzt,
wo sie möglich sind, sind sie
SPD und Grünen zu teuer? 

Unser Demokratieverständnis
erfordert es, Schulen und El-

Sehr geehrte Damen und Herren,

die geplante Schließung der Grundschulen
erhitzt die Gemüter in unserer Stadt, die
Diskussion um „Stuttgart 21“ die in der
ganzen Republik. Bei aller Verschiedenheit
der Themen haben sie doch eins gemein: Es
handelt sich um Politik über die Köpfe der
Bürger hinweg. Aber es gibt auch Unter-
schiede:
1. In Stuttgart geht es um viel Geld für ein

paar Minuten Fahrzeit, lange teure Tun-
nel und einen neuen Bahnhof. Hier in
Bielefeld geht es um Kinder. 

2. „Stuttgart 21“ befindet sich seit über 15
Jahren in der öffentlichen Planung. Hier
in Bielefeld legt der Schuldezernent in
den Sommerferien eine fehlerbehaftete
Beschlussvorlage auf den Tisch, die im
Schnellverfahren, ohne eine Chance auf
eine demokratische Diskussion unter
Einbeziehung aller Beteiligten, vom Rat
der Stadt abzunicken ist. 

Parallelen zu „Stuttgart 21“ finden wir in
einer schwer nachzuvollziehenden Informa-
tionspolitik der Verwaltung. Wir werfen
hierzu die wichtigsten Fragen auf: 
- Warum hieß es in der ersten Beschluss-

vorlage, dass es sich um eine gesetzliche
Vorgabe handelt, Schulen mit weniger als
192 Schülern schließen zu müssen, ob-
wohl dies lediglich eine Vorgabe für die
Errichtung neuer Grundschulen ist? 

- Wie ist es zu bewerten, dass die gleiche
Verwaltung dem gewählten Rat der Stadt
nahe legen will, das Bürgerbegehren,
dass sich in seiner Fragestellung auf die
tatsächliche Rechtslage bezieht (Min-

tern an der Schulentwicklungsplanung ak-
tiv zu beteiligen. Für BÜRGERNÄHE
spielen der Erhalt von funktionierenden
pädagogischen Einheiten und sozialen
Strukturen an den einzelnen Schulen und
in den betroffenen Stadtteilen sowie die
gute, möglichst fußläufige Erreichbarkeit
von Grundschulen eine wichtige Rolle. 

Wir wollen vermeiden, dass bereits durch
Grundschüler zusätzliche Verkehre produ-
ziert werden, die Überfüllung der Linien-
busse in den Morgenstunden zunimmt,
und Eltern am Nachmittag für ihre Kinder
die Pflege von Schulfreundschaften in
entfernten Stadtteilen organisieren müs-
sen!

destanforderung 18 Schüler pro Klasse,
einzügig), für ungültig zu erklären? 

- Warum hat sich Herr Dr. Witthaus (Anm.
der seit dem 1. Juli neue städtische Beige-
ordnete für Schule) erst ein Bild über die
räumlichen Gegebenheiten der betroffenen
(als auch der aufnehmenden) Schulen ge-
macht, nachdem die Beschlussvorlage
schon längst auf dem Tisch lag (und stellt
dann fest, dass Teile seiner Annahmen
falsch waren)? 

- Warum wird einer Schulleiterin eine Ab-
mahnung erteilt, nur weil sie sich bei die-
sem Thema zu Sachfragen äußert? 

- Warum findet der zu erwartende Zuzug
von Bürgern durch den geplanten Hoch-
schulcampus auf der Langen Lage keine
Erwähnung in den Statistiken und Progno-
sen?
Warum gibt es für die aufgrund internatio-
naler Vorgaben auf uns zukommende In-
klusion (Integration von Förderkindern)
kein schlüssiges Konzept für die Bielefel-

der Grundschulen? 
- Kann man Grundschulen im ländlichen

und städtischen Raum sowie Schulen mit
hohem und geringem Migrantenanteil
schlicht über die gleichen Zahlenschlüs-
sel bewerten? 

- Warum sind Verbundlösungen gänzlich
vom Tisch? 

- Warum findet KiGs keinen Niederschlag
in den Statistiken und Prognosen der Ver-
waltung? (Das Projekt sieht vor, dass
Kindergartenkinder ihr letztes Jahr be-
reits in der Grundschule verbringen. Die
dadurch frei werdenden Räumlichkeiten
in den Kindergärten sollen für den zwin-
gend notwendigen Ausbau der U3-Förde-
rung genutzt werden) 

- Am Beispiel Josephschule: Warum soll
einem Stadtteil, der mit intensiven För-
derprogrammen (runder Tisch Ostmann-
turm) entwickelt wurde, ein funktionie-
rendes Herzstück genommen werden? 

- Warum wird dauernd mit Qualitätsver-

besserungen argumentiert, wenngleich es
an den betroffenen Schulen gar keine
Qualitätsprobleme zu geben scheint?
Und wie lässt sich die an vielen Schulen
erwartete Vergrößerung der Klassenstär-
ken auf bis zu 30 Schüler mit dem An-
spruch auf Qualitätsverbesserung verein-
baren? 

Die Vielzahl der Fragen zeigt die Komple-
xität des Themas. Schnelle Antworten las-
sen sich nur finden, wenn das Thema Bil-
dung & Kinder auf nackte Zahlen reduziert
wird. Wir erwarten von der Politik einen
stärker ganzheitlichen und konzeptionellen
Ansatz, der die o.g. Fragen mit einbezieht
und beantwortet. Wir brauchen ein schlüssi-
ges durchgängiges Bildungs- und Betreu-
ungskonzept von der Geburt bis zur Um-
schulung auf die weiterführende Schule.
Daran wollen auch viele Eltern gerne aktiv
mit gestalten.

In einem offenen Brief an die
Mitglieder von Bündnis 90/Grü-
ne in Bielefeld nehmen die Mit-
glieder der Bielefelder Initia-
tive gegen die geplanten
Grundschulschließungen
Dr. Jens Diedrichsen, Roland
Gardeja, Hasan Bas, Abdelazit El
Fartoukh und Susanne Elges
Stellung. Hier einige Auszüge
aus ihrem Schreiben:

Entscheidung über
Schulentwicklungs-
plan sofort aussetzen!

BÜRGERNÄHE hat den Oberbürger-
meister aufgefordert, den Elternwillen
zu respektieren und die Beschlussvorla-
ge für Grundschulschließungen zurück-
zuziehen!

Die Verwaltung sollte, im Vorgriff ei-
ner Entscheidung des Stadtrats über die
Zulässigkeit des Bürgerbegehrens, alle
Maßnahmen zur Neustrukturierung der
Bielefelder Grundschullandschaft für
mindestens zwei Jahre aussetzen.
Dieser Zeitraum entspricht der Bin-
dungsfrist eines erfolgreich abge-
schlossenen Bürgerentscheides. 

Eine neue Arbeitsgruppe sollte unter
Einbeziehung aller Grundschulen und
des Stadtelternrats in eine vor allem an
Qualitätskriterien orientierten Schulent-
wicklungsplanung einsteigen.
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"Nein" zur Erweiterung der
Bodendeponie in der Johan-
nisbachaue

Aus Sicht von BÜRGERNÄHE wird das Stadt- und
Landschaftsbild Bielefelds in den nördlichen Stadtbezir-
ken erheblich durch die Johannisbachaue geprägt. Sie ist
ein besonderes Naturkleinod. Dort hat sich stadtnah eine
fantastische Pflanzen- und Tierwelt entwickelt, die es
sich lohnt zu schützen. Die Johannisbachaue bietet der
Stadtbevölkerung einen wichtigen, wohnungsnahen Erho-
lungsraum. Unser Ziel ist es, diese landschaftliche Quali-
tät zu erhalten. 

Wir haben zu verhindern, dass die Bebauung immer
weiter in die noch unbesiedelten Teile dieser Land-
schaft eindringt. Wir haben dafür zu sorgen, dass an-
dere, die Landschaft beeinträchtigende Nutzungen,
unterbleiben.

Aus diesen Gründen fragen wir uns, wie das Umweltamt
unter Regie der grünen Umweltdezernentin dazu kommt,

„Naturschutz für die Johannisbachaue“

sich selbst und die Politik mit einer Beschlussvorlage zur
Erweiterung der Bodendeponie in der Johannisbachaue
in die Bredouille zu bringen und dadurch gegenüber den
Bürgerinnen und Bürgern wortbrüchig zu werden? Wie
verlässlich sind für die Bürgerinnen und Bürger Zusagen
der Verwaltung sowie politische Beschlüsse? 

Im Jahr 2007 wurde mit der Bürgerinitiative zum Schutz
der Johannisbachaue vereinbart, im Zusammenhang mit
der Entschlammung des Obersees eine Bodendeponie mit
einem max. Volumen von 200.000 m3 einzurichten, und
zwar mit einer Laufzeit bis Ende 2012, auch wenn bis
dahin nicht das ganze zur Verfügung stehende Deponie-
volumen ausgeschöpft sein sollte. 

Jetzt sollen die Deponiekapazitäten auf den ehemaligen
Schlammpoldern am Jerrendorfweg von 200.000 m³ auf
550.000 m³ erhöht und die Laufzeit bis 31.12. 2014 ver-
längert werden! Hintergrund ist einerseits ein Bedarf für
die Entsorgung des bei der geplanten Hochschulerweite-
rung Lange Lage anfallenden Aushubbodens! Zudem
verspricht sich die Verwaltung aus der Deponieerweite-
rung einen zusätzlichen Gewinn in Höhe von 700.000

Euro zu erwirtschaften. 
Die Verwaltungsvorlage zeigt, ähnlich wie die für die
Schulschließungen, auf welch unsicherer Basis nicht nur
die Haushaltskonsolidierung geplant ist, sondern auch das
Bauvorhaben auf der Langen Lage! 

Entscheidend  für den Naturschutz sowie den Erhalt und
die Entwicklung von stadtnahen Erholungsgebieten ist,
was SPD und Grüne eigentlich bezüglich der Zukunft der
Johannisbachaue vorhaben. Wie kann man innerhalb ei-
nes Gebiets, welches sie noch 2008 als Naturschutzgebiet
entwickeln wollten, auf weitere Jahre hinaus eine Depo-
nie mit den damit verbundenen Belastungen betreiben? 
(U. a. durch den  Lastwagenverkehr von 12 LKWs/Stun-
de durch den Ortskern von Schildesche und die Johannis-
bachaue) 

BÜRGERNÄHE stimmt diesen Planungen des-
halb nicht zu, weil sie unseren Zielen, die Johan-
nisbachaue zu einem Naturschutzgebiet mit ei-
nem hohen Naherholungswert zu entwickeln, ein-
deutig widersprechen!

EU-Projektmittel auch in
Bielefeld sinnvoll nutzen!

Im Rahmen der Neuplanung des Kes-
selbrinks hat sich die AG Stadtent-
wicklung von BÜRGERNÄHE darüber
Gedanken gemacht, wie sich die Um-
gebung des Kesselbrinks aufwerten
lässt. Dabei ist die Idee entstanden,
dass sich außer der August-Bebel-
Straße die Straßen um den neuen
Kesselbrink nach dem Prinzip Shared
Space sinnvoll neu gestalten lassen. 

Shared Space ist ein neuer Ansatz zur
Raumplanung, der in ganz Europa im-
mer mehr Beach-
tung findet. 

Er will die her-
kömmliche Tren-
nung der ver-
schiedenen
räumlichen
Funktionen im
öffentlichen
Raum auf unse-
ren Strassen auf-
heben. 

Das Hauptanlie-
gen von Shared
Space besteht
im Erhalt und
der Verbesse-
rung der räumli-
chen und sozia-
len Qualitäten unserer bebauten und

Shared Space rund um
den Kesselbrink

unbebauten Umgebung.

Shared Space bietet Möglichkeiten,
über die Neugestaltung des eigent-
lichen Kesselbrinks hinaus, auch
den angrenzenden Straßenraum at-
traktiver und sicher zu gestalten,
und gleichzeitig den Verkehrsfluss
zu verbessern!

Das Projekt richtet sich nicht auf die
Verdrängung des motorisierten Ver-
kehrs, der mit all seinen Vor- und
Nachteilen ein maßgeblicher Faktor
in der Nutzung des öffentlichen Rau-
mes ist. Vielmehr sollen die Straßen
um den neuen Kesselbrink nicht ein-

seitig an den Bedürf-
nissen des Autover-
kehrs geplant werden,
sondern auch die Be-
dürfnisse von Fußgän-
gern, Radfahrern und
spielenden Kindern
gleichwertig berück-
sichtigen.

Shared Space geht da-
von aus, dass der Ver-
kehrsraum überregu-
liert ist, was sich u. a.
in einem Schilderwald
auf unseren Straßen
ausdrückt. Statt einer
dominanten Stellung
des motorisierten Verkehrs soll der
gesamte Verkehr mit dem sozialen
Leben und der Kultur und Geschich-
te des Raums im Gleichgewicht ste-
hen. Verkehrsteilnehmer und Nut-
zungen sollen im Straßenraum
gleichwertig nebeneinander existie-
ren und sich den Raum teilen. 

Das entscheidende Merkmal von
Shared Space ist, dass Verkehrs-
schilder, Fußgängerinseln, Ampeln
und andere Barrieren nicht mehr
nötig sind. 

In Shared Space fügen sich Autofah-
rer rücksichtsvoll ins menschliche
Miteinander ein und werden Teil des
gesamten gesellschaftlichen und
kulturellen Kontextes. So kann auch
der Straßenraum um den Kessel-
brink für den Menschen aufgewertet
werden. 

Das Modell ist mit der Situation auf
einer Eisbahn vergleichbar. Auf ei-
ner abgegrenzten, einheitlichen Flä-
che bewegen sich Eisläufer mehr
oder weniger ohne Reglementierun-

gen. Erfahrene, schnelle Läufer müs-
sen sich mit unerfahrenen, langsa-
men Läufern arrangieren und ihre
Fahrweise der Situation anpassen.
Kollisionen sind selten, weil jeder auf
sein eigenes Wohl bedacht ist und Si-
tuationen mittels Blickkontakt recht-
zeitig einschätzen kann.

In der Ortschaft Bohmte ist Shared
Space auf der Bremer Straße (L 81)
mit  rd. 12.600 Kfz pro Tag und stei-
gendem Schwerlastanteil erfolgreich
umgesetzt worden. Der Stadt Biele-
feld fehlen für die Neugestaltung der
Straßen rund um den Keselbrink zu-
mindest in absehbarer Zeit die finan-
ziellen Mittel.

Für Shared Space stehen Mittel aus
EU-Projekten zur Verfügung.

Martin Schmelz, 

für BÜRGERNÄHE
im Ausschuss für Stadtentwicklung

Shared Space - Projekt in Bohmte

Fuß-, Fahr und Bahnverkehr in Kassel
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Init iativen für Bielefeld!

Ratsgruppe BÜRGERNÄHE:
Ihre bürgernahe Vertretung

im Bielefelder Stadtrat 

Wir Mitglieder im Rat der Stadt setzen
uns für mehr direkte Beteiligung von
Bürgerinnen und Bürgern an
städtischen Planungen und kommu-
nalen Entscheidungen ein. 

Wir fördern und unterstützen beson-
ders das Engagement in BürgerInnen-
Initiativen!

Wir arbeiten für die Verbesserung der
Wohn- und Lebensqualität in unserer
Stadt, für den Schutz der Natur und den
Klimaschutz. Gemeinsam wollen wir
eine weitgehend lärm- und verkehrs-
beruhigte Bielefelder Innenstadt. Wir
fordern u.a. sowohl für die Detmolder
als auch für andere Straßen Vorrang für
umweltfreundliche Mobilität, wie den
Fuß- und Radverkehr und die
Stadtbahn. Wir sind für einen Stopp der
Planungen für die L712n, gegen einen
Neubau der Herforder und  Grafen-
heider Straße sowie den Neubau
weiterer großer Straßen in Bielefeld.

Wir wollen mehr Transparenz und
Bürgerbeteiligung in der Bielefelder
Kommunalpolitik!

Übersicht über Bielefelder
Bürgerinitiativen:

„Bürgerinitiative L 712 NICHT SO e.V.“
Ulf Blumenstock, Tel. 0521-761247, udinbl@t-
online.de

„Bürgerinitiative Brake-Grafenheide &
Johannisbachaue“
Katrin Laker,  Tel. 0521-771255,
www.johannisbachaue.de

BürgerInneninitiative "SICHERE Detmolder
Straße"
Rita Stuke, Tel. 0521/23 19 8,
info@detmolderstrasse.de

„BI gegen B66n Verein für den Erhalt und die
Förderung von Lebensqualität in Bielefeld e.V.“
Gerd Bobermin, Tel.:0521- 9687613

"Netzwerk Tierrechte OWL"
Postfach 21 91 38, 33697 Bielefeld,
info@tierrechte-owl.de

"Initiative Schutz der Sennedünen"
M. Wennemann, Ralf Fehring, Tel. 0521-403429,
foffing@gmx.de

„Bürger für Ummeln e.V. “
Karola Kornfeld-Mattusch, Tel. 0521-150690

Bürgerinitative "STOP FLUGPLATZBAU"
Hans-Joachim Ludwig, Tel. 0521-401333

Bürgerinitiative "Saubere Luft im Westen von
Brake"
Rainer Rupprecht Tel. 0521- 761597

Bürgerinitiative Lange Lage "BiLL e.V."
Schloßhofstr. 201, 33615 Bielefeld,
bill@langelage-bielefeld.de

Bürgerinitiative Windflöte gegen Ortsumgehung
(BWgO) e.V.
Olaf Strothmann, 0521-401456, of.stro@bitel.net
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Wir sind entsetzt: Dort wo sich im
Frühjahr noch am Stauteich III Stock-
enten, Blesshühner und Schwäne den
gemeinsamen Lebensraum teilten,
blickt der Spaziergänger im heißen
Sommer auf eine gespenstische Leere. 

Nahezu alle Wasservögel sind dort
gestorben. Einzig eine Handvoll Bless-
hühner ist noch am Leben. Besonders
das Schwanen-Pärchen mit seinen Jun-
gen lockte diesen Sommer viele Bür-
ger in die Grünanlagen und sorgte
nicht selten für spontane Gespräche
unter den Passanten. 

Hierzu stellt BÜRGERNÄHE fest,
dass der Verschmutzung und der nun
bald völligen Verschlammung der
Stauteiche II und III seitens der Stadt
seit Jahren tatenlos zugesehen wird.
Der mit bloßem Auge sichtbare niedri-
ge Wasserstand hat gewiss maßgeblich
dazu beigetragen, dass sich die Tempe-

ratur im Stauteich III so folgen-
schwer für die Teichbewohner ausge-
wirkt hat. 

BÜRGERNÄHE forderte daher, dass
die Stadt ihren Teil der Verantwor-
tung übernimmt und konkrete Maß-
nahmen ergreift, dass sich ein solches
Ereignis wie in diesem Jahr nicht
wiederholt.

Auf Anfrage von BÜRGERNÄHE in
der Oktobersitzung des  Umweltaus-
schusses hat die Umweltdezernentin Anja
Ritschel  nun ein Sanierungskonzept an-
gekündigt.

Dabei werde besonders an eine Bypass-
Lösung wie am Obersee gedacht. Immer
wieder nur die Stauteiche zu entschlam-
men sei zu teuer. Zuletzt wurde der Stau-
teich I vor gut vier Jahren entschlammt,
mehr ging nicht, wegen der dramatischen
Finanzlage der Stadt. 

Vogelsterben nicht 
einfach hinnehmen!

Aber auch die zu intensive Fütterung des
Wassergeflügels durch Spaziergänger führt
zu Sauerstoffschwund und Faulschlamm-
bildung am Gewässerboden.  Das Verstreu-
en von kompletten Toastbroten und Massen
an Brotresten am und im Wasser sind we-
gen der Folgewirkungen zu unterlassen.
Die vermeintliche Tierliebe verkehrt sich so
ins krasse Gegenteil!

Anga Beaufort, Kandidatin für 
BÜRGERNÄHE in der BZV-Mitte

BÜRGERNÄHE unterstützt Bürgerinitiativen
vor Ort, die sich aktiv für eine Verbesserung der
Wohn- und Lebenssituation in Bielefeld einset-
zen. Viele BürgerInnen wollen,  dass der Lärm,
vor allem verursacht durch den Autoverkehr, in
ihrer Straße spürbar vermindert wird.

Ein Beispiel ist die Nachbarschaftsinitiative
Splittenbrede. Die AnwohnerInnen haben sich
bereits an die Bezirksvertretung Schildesche ge-
wendet, damit diese sich für eine Minderung des
Durchgangsverkehrs in ihrer Straße einsetzt.

Die Stadtverwaltung hat daraufhin ein Konzept
vorgestellt. Durch eine Verbesserung der Anbin-
dung des Busverkehrs an die Jöllenbecker Straße
mittels einer "Busschleuse" könnten die Ver-
kehrszahlen und somit der krank machende
Lärm in der Splittenbrede erheblich vermindert
werden.

Das allseits für sinnvoll erkannte Konzept droht
nun wieder einmal an den Kosten zu scheitern!

BÜRGERNÄHE wird sich trotzdem weiterhin
für eine Umsetzung dieses Projektes einsetzen.
Anstatt immer neue Straße zu bauen, fordern
wir, die vorhandenen finanziellen Mittel für die
Verbesserung der Verkehrsführung zu verwen-
den.

Bürger fordern:

Lärmaktionsplan
vor Ort umsetzen!

Die super Radwegeverbindung vom 
Bielefelder Süden in die Innenstadt fast fertiggestellt!

Zahlreiche RadfahrerInnen können, besonders an den Wochenen-
den, die Fertigstellung nur schwer erwarten! Der neue Teuto-Rad-
schnellweg von Sennestadt über Brackwede in die Bielefelder In-
nenstadt steht jetzt kurz vor der feierlichen Übergabe. 

"Endlich mal eine sinnvolle Investition. Denn durch den Bau
dieser neuen Rad-Verkehrsverbindung kann sogar auf die Ver-
längerung der Stadtbahnlinie nach Sennstadt verzichtet werden",
so die Meinung vieler vorzeitiger Nutzer!

Die ersten Ein-
drücke von 
Renate Pfeiler,
Vorstandsmitglied
von BÜRGER-
NÄHE, und 
Martin Schmelz,
Sprecher der
Ratsgruppe
BÜRGERNÄHE
waren durchweg
positiv. 

Einzig der vierspurige Ausbau führte bei ihnen und den vielen Mit-
fahrerInnen zu angestrengtem  Stirnrunzeln. "Stattdessen hätte man
eine zweispurige Trasse leicht überdachen können, damit die künf-
tige Radfahrstraße bei allen Wetterlagen und zu allen Jahreszeiten
komfortabel nutzbar ist", war die einhellige Meinung. 

....aber: zu schön, um wahr zu sein! 

Denn leider verbirgt sich hier im Bielefelder Süden, Bielefelds 
Baustelle für die zukünftige Lärmquelle Nr. 1: die neue A33! 

Neuer Teuto-Radschnellweg!


